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Satzung  

zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen 

für den Ausbau von Verkehrsanlagen 

der Ortsgemeinde Merxheim 

 

Satzung alt Satzung neu 

§ 2 Beitragsfähige Verkehrsanlagen § 2 Beitragsfähige Verkehrsanlagen 

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für 
 
1. Verkehrsanlagen, ausgenommen 

solche in Kern-, Gewerbe- und In-
dustriegebieten, an denen eine Be-
bauung zulässig ist 
 
a) bis zu 2 Vollgeschossen mit ei-

ner Breite bis zu 12 m, wenn 
eine beidseitige und mit einer 
Breite bis zu 9 m, wenn eine ein-
seitige Nutzung zulässig ist; 
 

b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit 
einer Breite bis zu 15 m, wenn 
eine beidseitige und mit einer 
Breite bis zu 12 m, wenn eine 
einseitige Nutzung zulässig ist; 
 

c) mit mehr als 4 Vollgeschossen 
mit einer Breite bis zu 18 m, 
wenn eine beidseitige und mit ei-
ner Breite bis zu 13 m, wenn 
eine einseitige Nutzung zulässig 
ist. 
 

2. Verkehrsanlagen in Kern-, Ge-
werbe- und Industriegebieten mit ei-
ner Breite bis zu 18 m, wenn eine 
beidseitige und mit einer Breite bis 
zu 13 m, wenn eine einseitige Nut-
zung zulässig ist. 
 

3. selbstständige Fußwege mit einer 
Mindestbreite von 1 m bis zu einer 
Breite von 5 m. 
 

4. selbständige Radwege mit einer 
Mindestbreite von 1 m bis zu einer 
Breite von 5 m. 
 

5. Fußgängerzonen, verkehrsberuhigte 
Bereiche, Mischflächen (Flächen, 

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die öf-

fentlichen Straßen, Wege und Plätze sowie 

selbstständige Parkflächen und Grünanla-

gen sowie für selbstständige Fuß- und Rad-

wege. 

(2) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für 

Brückenbauwerke, Tunnels und Unterfüh-

rungen mit den dazugehörigen Rampen, mit 

Ausnahme des Aufwands für Fahrbahnde-

cke und Fußwegbelags. 
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die innerhalb der Straßenbegren-
zungslinien Funktionen von Teilein-
richtungen miteinander kombinieren 
und bei denen auf eine Funktions-
trennung ganz oder teilweise ver-
zichtet wird) bis zu den jeweils in Nr. 
1 genannten Höchstbreiten. 
 

6. Radwege mit einer Mindestbreite 
von 1 m bis zu einer Breite von 5 m. 
 

7. Parkflächen, die Bestandteile der 
Verkehrsanlagen nach Nrn. 1 bis 4 
sind, bis zu einer weiteren Breite 
von 6 m. 
 

8. Grünanlagen, die Bestandteile der 
Verkehrsanlagen nach Nrn. 1 bis 5 
sind, bis zu einer weiteren Breite 
von 6 m. 
 

9. Parkflächen, die nicht Bestandteile 
der Verkehrsanlagen Nrn. 1 bis 4 
sind (selbstständige Parkflächen), 
bis zu einer Fläche von 400 m². 
Übersteigt die tatsächliche Fläche 
diese Zahl, so ist der tatsächlich ent-
standene Gesamtaufwand für die 
Anlage entsprechend zu kürzen. 
 

10. Grünanlagen, die nicht Bestandteile 
von Verkehrsanlagen nach Nrn. 1 
bis 5 sind (selbstständige Grünanla-
gen), bis zu einer Fläche von 400 
m². Übersteigt die tatsächliche Flä-
che diese Zahl, so ist der tatsächlich 
entstandene Gesamtaufwand für die 
Anlage entsprechend zu kürzen. 
 

(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem 
Wendeplatz, so erhöhen sich in dem 
Bereich des Wendeplatzes die in Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 angegebenen Maße um die 
Hälfte, bei den Verkehrsanlagen nach 
den Nummern 1 und 2 mindestens aber 
um 8 m. 
 

(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedli-

che Höchstbreiten, so gilt für die ge-

samte Verkehrsanlage die größte 

Breite. 
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§ 6 Beitragsmaßstab § 6 Beitragsmaßstab 

(1) Maßstab ist die Geschossfläche. Die 
Berechnung der Geschossfläche erfolgt 
durch Vervielfachung der Grundstücks-
fläche mit der Geschossflächenzahl. 
 
 
 
 

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs.1 gilt: 
 
(lfd. Nr. 1 bei beiden Fassungen iden-
tisch) 

2. Hat der Bebauungsplan den Verfah-
rensstand des § 33 BauGB erreicht, 
ist dieser maßgebend. Nr. 1 Satz 2 
gilt entsprechend. 
Liegen Grundstücke innerhalb eines 
im Zusammenhang bebauten Ort-
steiles (§ 34 BauGB), sind zu be-
rücksichtigen: 
 
(lfd. Nr. a – d bei beiden Fassungen 
identisch) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(3) Für die Berechnung der Geschossflä-
che nach Abs. 1 gilt: 
 
1. In beplanten Gebieten ist die zuläs-

sige Geschossfläche aus den Fest-
setzungen des Bebauungsplanes 
abzuleiten. 
 

2. Ist statt einer Geschossflächenzahl 
nur eine Baumassenzahl festge-
setzt, ist diese zur Ermittlung der 
Geschossflächenzahl durch 3,5 zu 
teilen. Ist keine Geschossflächen-
zahl und keine Baumassenzahl, 
aber eine Grundflächenzahl und die 
Gebäudehöhe festgesetzt, gilt das 
Vielfache aus der Grundflächenzahl 

(1) Maßstab ist die Grundstücksfläche mit 

Zuschlägen für Vollgeschosse. Der Zuschlag 

je Vollgeschoss beträgt 10 v.H. 

Vollgeschosse im Sinne dieser Regelung 

sind Vollgeschosse im Sinne der Landes-

bauordnung. 

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt: 

 

(lfd. Nr. 1 bei beiden Fassungen iden-

tisch) 

2. Liegen Grundstücke innerhalb eines 
im Zusammenhang bebauten Ort-
steiles (§ 34 BauGB), sind zu be-
rücksichtigen: 
 
(lfd. Nr. a – d bei beiden Fassungen 
identisch) 
 

3. Bei Grundstücken, für die im Bebau-
ungsplan die Nutzung als Sport-
platz, Freibad, Festplatz, Camping-
platz, Dauerkleingarten oder Fried-
hof festgesetzt ist, die Fläche des im 
Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes liegenden Grundstückes oder 
Grundstücksteiles vervielfacht mit 
0,5. Bei Grundstücken, die innerhalb 
eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich 
so genutzt werden, die Fläche des 
Grundstücks –gegebenenfalls unter 
Berücksichtigung der nach Nr. 2 an-
geordneten Tiefenbegrenzung – ver-
vielfacht mit 0,5. 

 
(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 

1 gilt: 

1. Für beplante Grundstücke wird die im 

Bebauungsplan festgesetzte zulässige 

Zahl der Vollgeschosse zugrunde ge-

legt. 

2. Bei Grundstücken, für die im Bebau-

ungsplan nicht die Zahl der Vollge-

schosse, sondern eine Baumassenzahl 

festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte 

höchstzulässige Baumassenzahl. Ist 

auch eine Baumassenzahl nicht festge-

setzt, dafür aber die Höhe der baulichen 
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und dem Quotienten aus der Ge-
bäudehöhe und der Zahl 3,5. Bruch-
zahlen werden auf eine Stelle hinter 
dem Komma kaufmännisch auf- o-
der abgerundet. 
 

3. Hat ein Bebauungsplan den Verfah-
rensstand des § 33 BauGB erreicht, 
gelten Nr. 1 und 2 entsprechend. 
 

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht 
oder die nach Nr.2 erforderlichen 
Festsetzungen nicht enthält, gelten 
für die Berechnung der Geschoss-
fläche folgende Geschossflächen-
zahlen: 
 
a) Wohn-, Misch-, Dorf- und Ferien-

hausgebiete bei  
einem zulässigen Vollgeschoss 
 0,5 
zwei zulässigen Vollgeschossen 
 0,8 
drei zulässigen Vollgeschossen
 1,0 
vier und fünf zulässigen Vollge-
schossen 1,1 
sechs und mehr zulässigen Voll-
geschossen 1,2. 
 

b) Kern- und Gewerbegebiete bei 
einem zulässigen Vollgeschoss 
 1,0 
zwei zulässigen Vollgeschossen 
 1,6 
drei zulässigen Vollgeschossen
 2,0 
vier und fünf zulässigen Vollge-
schossen 2,2 
sechs und mehr zulässigen Voll-
geschossen 2,4. 
 
Als zulässig im Sinne von a) und 
b) gilt die auf den Grundstücken 
in der näheren Umgebung über-
wiegend vorhandene Zahl der 
Vollgeschosse oder, soweit Be-
bauungsplanfestsetzungen für 
diese Grundstücke erfolgt sind, 
die dort festgesetzten Vollge-
schosse. 
 

c) Industrie- und sonstige Sonder-
gebiete 2,4. 
 

Anlagen in Form der Trauf- oder First-

höhe, so gilt die durch 2,6 geteilte 

höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe. 

Sind beide Höhen festgesetzt, so gilt die 

höchstzulässige Traufhöhe. Soweit der 

Bebauungsplan keine Festsetzungen 

trifft, gilt als Traufhöhe der Schnittpunkt 

der Außenseite der Dachhaut mit der 

seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in 

der Gebäudemitte zu messen. Bruch-

zahlen werden auf volle Zahlen auf- o-

der abgerundet. 

3. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt 

a) die Zahl der auf den Grundstücken 

der näheren Umgebung überwie-

gend vorhandenen Vollgeschosse; 

ist ein Grundstück bereits bebaut 

und ist die dabei tatsächlich verwirk-

lichte Vollgeschosszahl höher als 

die in der näheren Umgebung, so ist 

die tatsächlich verwirklichte Vollge-

schosszahl zugrunde zu legen. 

b) bei Grundstücken, die mit einer Kir-

che bebaut sind, die Zahl von zwei 

Vollgeschossen. Dies gilt für Türme, 

die nicht Wohnzwecken, gewerbli-

chen oder industriellen Zwecken o-

der einer freiberuflichen Nutzung 

dienen, entsprechend.  

4. Ist nach den Nummern 1 – 3 eine Voll-

geschosszahl nicht feststellbar, so ist 

die tatsächlich vorhandene Traufhöhe 

geteilt durch 2,6 anzusetzen, wobei 

Bruchzahlen auf ganze Zahlen auf- und 

abzurunden sind. Als Traufhöhe gilt der 

Schnittpunkt der Außenseite der Dach-

haut mit der seitlichen Außenwand. Die 

Höhe ist in der Gebäudemitte zu mes-

sen.  
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d) Wochenendhaus- und Kleingar-
tengebiete  0,2. 
 

e) Kleinsiedlungsgebiete 0,4. 
 

f) Campingplatzgebiete 0,4. 
 

g) Kann eine Zuordnung zu einem 
der in Buchstaben a) bis f) ge-
nannten Baugebietstypen nicht 
vorgenommen werden (diffuse 
Nutzung), wird bei bebauten 
Grundstücken auf die vorhan-
dene Geschossfläche, bei unbe-
bauten aber bebaubaren Grund-
stücken darauf abgestellt, was 
nach § 34 BauGB bei Berück-
sichtigung des in der näheren 
Umgebung des Grundstücks vor-
handenen Maßes der tatsächli-
chen Nutzung zulässig ist. 
 

5. Bei Grundstücken, für die der Be-
bauungsplan 
 
a) Gemeinbedarfsflächen ohne 

Festsetzung einer Geschossflä-
chenzahl oder anderer Werte, 
anhand derer die Geschossflä-
che nach den vorstehenden Re-
gelungen festgestellt werden 
könnte, vorsieht, 
 

b) nur gewerbliche Nutzung ohne 
Bebauung oder eine im Verhält-
nis zur gewerblichen Nutzung 
untergeordnete Bebauung zu-
lässt, 
 
gilt 0,5 als Geschossflächenzahl. 
 

6. Bei Grundstücken mit Friedhöfen, 
Freibädern, Sport-, Fest- und Cam-
pingplätzen sowie sonstigen Anla-
gen, die nach ihrer Zweckbestim-
mung im Wesentlichen nur in einer 
Ebene genutzt werden können, gilt 
0,4 als Geschossflächenzahl. 
 

7. Bei Grundstücken, auf denen nur 
Garagen oder Stellplätze errichtet 
werden dürfen, gilt die aus den Re-
gelungen des Bebauungsplanes ab-
geleitete Garagen- oder Stellplatz-
fläche. Soweit keine Festsetzungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5. Bei Grundstücken, für die im Bebau-

ungsplan eine sonstige Nutzung festge-

setzt ist oder die außerhalb von Bebau-

ungsplangebieten tatsächlich so genutzt 

werden (z.B. Sport-, Fest- und Camping-

plätze, Freibäder, Friedhöfe), wird bei 

vorhandener Bebauung die tatsächliche 

Zahl der Vollgeschosse angesetzt, in je-

dem Fall mindestens jedoch ein Vollge-

schoss. 

 

 

 

 

 

6. Bei Grundstücken, auf denen nur Gara-

gen oder Stellplätze errichtet werden 

dürfen, gilt die festgesetzte Zahl der Ge-

schosse oder, soweit keine Festsetzung 

erfolgt ist, die tatsächliche Zahl der Ga-

ragen- oder Stellplatzgeschosse, min-

destens jedoch ein Vollgeschoss. 

7. Bei Grundstücken, die im Geltungsbe-

reich von Satzungen nach § 34 Abs. 4 

BauGB liegen, werden zur Ermittlung 
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erfolgt sind, gilt 0,5 als Geschossflä-
chenzahl. 
 

8. Bei Grundstücken, die im Geltungs-
bereich von Satzungen nach § 34 
Abs. 4  BauGB liegen, werden zur 
Ermittlung der Beitragsflächen die 
Vorschriften entsprechend ange-
wandt, wie sie bestehen für 
 
a) Bebauungsplangebiete, wenn in 

der Satzung Bestimmungen über 
das zulässige Nutzungsmaß ge-
troffen sind, 
 

b) die unbeplanten Grundstücke, 
wenn die Satzung keine Bestim-
mungen über das zulässige Nut-
zungsmaß enthält. 
 

9. Ist die tatsächliche Geschossfläche 
größer als die nach den vorstehen-
den Regelungen berechnete, so ist 
die tatsächliche zugrunde zu legen. 
 

(4) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- 
und Industriegebieten werden die Maß-
stabsdaten um 20 % der Grundstücks-
fläche nach Absatz 2 erhöht. Dies gilt 
entsprechend für ausschließlich ge-
werblich, industriell oder in ähnlicher 
Weise genutzte Grundstücke in sonsti-
gen Baugebieten. 
 
In sonstigen Baugebieten erhöhen sich 
die Maßstabsdaten bei teilweise ge-
werblich, industriell oder in ähnlicher 
Weise genutzten Grundstücken (ge-
mischt genutzte Grundstücke) um 10 %. 
 

(5) Abs. 4 gilt nicht für die Abrechnung 
selbstständiger Grünanlagen. 
 

(6) Ergeben sich bei der Ermittlung der er-
rechneten, der Beitragsveranlagung zu-
grunde zu  
legenden Fläche Bruchzahlen, werden 
diese auf volle Zahlen auf- oder abge-
rundet. 
 
 
 
 
 

der Beitragsflächen die Vorschriften ent-

sprechend angewandt, wie sie bestehen 

für 

a) Grundstücke in Bebauungsplange-

bieten, wenn in der Satzung Bestim-

mungen über das zulässige Nut-

zungsmaß getroffen sind, 

b) unbeplante Grundstücke, wenn die 

Satzung keine Bestimmungen über 

das zulässige Nutzungsmaß ent-

hält. 

8. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen o-

der sich durch Umrechnung ergebenden 

Vollgeschosse gilt, wenn sie höher ist 

als die Zahl der Vollgeschosse nach den 

vorstehenden Regelungen. 

 

9. Sind auf einem Grundstück mehrere Ge-

bäude mit unterschiedlicher Zahl von 

Vollgeschossen zulässig oder vorhan-

den, gilt die bei der überwiegenden Bau-

masse vorhandene Zahl.  

(4) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und 

Industriegebieten wird die nach den vorste-

henden Regelungen ermittelte und gewich-

tete Grundstücksfläche um 20 v.H. erhöht. 

Dies gilt entsprechend für ausschließlich ge-

werblich, industriell oder in ähnlicher Weise 

genutzte Grundstücke in sonstigen Bauge-

bieten.  

Bei teilweise gewerblich, industriell oder in 
ähnlicher Weise genutzten Grundstücken 
(gemischt genutzte Grundstücke) in sonsti-
gen Baugebieten erhöhen sich die Maß-
stabsdaten um 10 v.H. 
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§ 7 Eckgrundstücke und durchlaufende 

Grundstücke 

§ 7 Eckgrundstücke und durchlaufende 

Grundstücke 

(1) Für Grundstücke, die zu zwei Abrech-
nungseinheiten nach dieser Satzung 
Zufahrt oder Zugang nehmen können, 
wird die Grundstücksfläche bei der Er-
mittlung des Beitragssatzes und der 
Beitragsveranlagung mit 50 % ange-
setzt. 
 
Dies gilt entsprechend für Grundstücke, 
die zu einer Abrechnungseinheit nach 
dieser Satzung Zufahrt oder Zugang 
nehmen können und zusätzlich durch 
eine Erschließungsanlage im Sinne des 
§ 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen 
werden, für die Erschließungsbeiträge 
nach dem BauGB erhoben wurden oder 
zu erheben sind und die voll in der Bau-
last der Ortsgemeinde steht, innerhalb 
des Befreiungszeitraums nach § 13 die-
ser Satzung. 
 

(2) Für Grundstücke, die zu mehr als zwei 

Abrechnungseinheiten nach dieser Sat-

zung Zufahrt oder Zugang nehmen kön-

nen, wird die Grundstücksfläche bei der 

Ermittlung des Beitragssatzes und der 

Beitragsveranlagung durch die Zahl die-

ser Einheiten geteilt. 

 

Dies gilt entsprechend für Grundstücke, 

die zu Abrechnungseinheiten nach die-

ser Satzung Zufahrt oder Zugang neh-

men können und zusätzlich durch Er-

schließungsanlagen im Sinne des § 127 

Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen wer-

den, für die Erschließungsbeiträge nach 

dem BauGB erhoben wurden oder zu 

erheben sind und die voll in der Baulast 

der Ortsgemeinde stehen, innerhalb 

des Befreiungszeitraums nach § 13 die-

ser Satzung, soweit die Zahl der Ab-

rechnungseinheiten und Erschließungs-

anlagen insgesamt zwei übersteigt. 

(3) Wird eine Tiefenbegrenzung nach § 6 
Abs. 2 dieser Satzung zu zwei oder 
mehreren Verkehrsanlagen unter-
schiedlicher Abrechnungseinheiten an-
gesetzt, gelten die Regelungen nach 
den Absätzen 1 und 2 nur für die sich 

(1) Grundstücke, die sowohl von einer nach 

§ 13 dieser Satzung verschonten Verkehrs-

anlage erschlossen sind als auch von einer 

oder mehreren weiteren Verkehrsanlage(n) 

der Abrechnungseinheit erschlossen sind, 

werden nur mit 50 % ihrer gewichteten 

Grundstücksfläche angesetzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Kommt für eine oder mehrere der Ver-

kehrsanlagen nach Abs. 1 die Tiefenbegren-

zung nach § 6 Abs. 2 dieser Satzung zur An-

wendung, gilt die Regelung des Abs. 1 nur 

für die sich überschneidenden Grundstücks-

teile.  
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überschneidenden Grundstücksteile. 
 

(4) Abs. 1 bis 3 gelten nicht für von § 6 
Abs. 4 erfassten Grundstücke. 

§ 11 
Beitragsschuldner 

§ 11 
Beitragsschuldner 

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt 
der Bekanntgabe des Beitragsbeschei-
des Eigentümer oder dinglich Nutzungs-
berechtigter des Grundstückes oder 
Gewerbetreibender auf dem Grund-
stück ist. 
 

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Ge-

samtschuldner 

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt 

der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

Eigentümer oder dinglich Nutzungsberech-

tigter des Grundstückes ist. 

 

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamt-

schuldner. 

§ 13 
Übergangsregelung 

§ 13 
Übergangsregelung bzw. Verschonungs-

regelung 

Gemäß § 10a Abs. 5 KAG wird abweichend 
von § 10a Abs. 1 Satz 2 KAG festgelegt, 
dass Grundstücke, die zu den im Folgenden 
aufgezählten Verkehrsanlagen Zufahrt oder 
Zugang nehmen können, vorbehaltlich § 7 
Absätze 1 und 2 dieser Satzung erstmals in 
den ebenfalls genannten Jahren bei der Er-
mittlung des wiederkehrenden Beitrags be-
rücksichtigt und beitragspflichtig werden: 
 
Name der Verkehrsan-
lage 
 

Erstmalige Bei-
tragspflicht im 

Jahre 
1. Unterm Schloss 
2. Rechts dem Al-

bach 
3. Rohrsborn 
4. Verlängerte Na-

hestraße ab Be-
ginn des Grund-
stücks Fl. 54 
Parz. Nr. 63/7 
bis zum Ende 
der VKA Rohrs-
born, Fl. 54, 
Parz. Nr. 68/1 

5. Hunolsteiner Str 
6. Sackgasse zur 

Albachstraße 
Flur 73 Nr. 
197/6 

2016 
 

2017 
2020 

 
 
 
 
 
 
 
 

2020 
2028 

 
 
 

2024 
 

(1) Gemäß § 10a Abs. 6 KAG wird festgelegt, 

dass Grundstücke, vorbehaltlich § 7 Absatz 

1 und 2 dieser Satzung, erstmals bei der 

Ermittlung des wiederkehrenden Beitrages 

berücksichtigt und beitragspflichtig werden, 

nach 

a) 20 Jahren bei kompletter Herstellung 
der Verkehrsanlage, 

b) 15 Jahren bei Herstellung der Fahr-
bahn, 

c) 10 Jahren bei Herstellung des Geh-
weges, 

d)   5 Jahren bei Herstellung der Be-
leuchtung bzw. durchgeführten Ver-
anlagungen für 
Grunderwerb, Straßenoberflächen-
entwässerungskosten oder anderer 
Teilanlagen. 

 
Die Übergangsregelung bei Maßnahmen 
nach den Buchst. a) bis d) gilt auch bei der 
Erneuerung, der Erweiterung, dem Umbau 
und der Verbesserung von Verkehrsanla-
gen. Erfassen eine oder mehrere Maßnah-
men mehrere Teileinrichtungen, so findet 
eine Addition der unter den Buchstaben b) 
bis d) aufgeführten Verschonungsfristen 
nicht statt; es gilt dann die jeweils erreichte 
höhere Verschonungsdauer. 
 
Die Übergangsregelung beginnt jeweils zu 
dem Zeitpunkt, in dem die sachlichen Bei-
tragspflichten für die Erschließungsbeiträge 
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nach dem BauGB bzw. für die Ausbaubei-
träge nach dem KAG entstanden sind. 
 
(2) Erfolgte die Herstellung der Verkehrsan-
lage aufgrund von Verträgen (insbes. Er-
schließungsverträge), so wird gem. § 10a 
Abs. 6 Satz 1 KAG die Verschonungsdauer 
auf 20 Jahre festgesetzt. 
 
Die Übergangsregelung gilt ab dem Zeit-
punkt, in dem die Prüfung der Abrechnung 
der vertraglichen Leistung und die Widmung 
der Verkehrsanlage erfolgt sind. 
 
(3) Bei Grundstücken, die in einem förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet zu Aus-
gleichsbeträgen herangezogen werden bzw. 
worden sind, wird gem. § 10a Abs. 6 Satz 1 
KAG die Verschonungsdauer anhand des 
Umfangs der einmaligen Belastung wie folgt 
festgelegt: 
 
  0,01 bis 2,00 € pro qm Grundstücksfläche – 
zwei Jahre Verschonung 
 
  2,01 bis 4,00 € pro qm Grundstücksfläche – 
vier Jahre Verschonung 
 
  4,01 bis 6,00 € pro qm Grundstücksfläche – 
sechs Jahre Verschonung 
 
  6,01 bis 8,00 € pro qm Grundstücksfläche – 
acht Jahre Verschonung 
 
  8,01 bis 10,00 € pro qm Grundstücksfläche 
– zehn Jahre Verschonung 
 
10,01 bis 12,00 € pro qm Grundstücksfläche 
– zwölf Jahre Verschonung 
 
12,01 bis 14,00 € pro qm Grundstücksfläche 
– vierzehn Jahre Verschonung 
 
14,01 bis 16,00 € pro qm Grundstücksfläche 
– sechzehn Jahre Verschonung 
 
16,01 bis 18,00 € pro qm Grundstücksfläche 
– achtzehn Jahre Verschonung 
 
Mehr als 18,00 € pro qm Grundstücksfläche 
– zwanzig Jahre Verschonung 
 
Die Verschonung beginnt zu dem Zeitpunkt 
des Entstehens der sachlichen Aus-
gleichsbetragspflichten. 
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§ 14 Inkrafttreten § 14 Öffentliche Last 

Ehemaliger § 14 Inkrafttreten wird in der 
neuen Satzung zu § 15 

Der wiederkehrende Straßenausbaubeitrag 

liegt als öffentliche Last auf dem Grundstück. 

 


